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A n t r a g  N r . :  0 1 1 1 / 2 0 2 2 / A N   

B ri efk opf des A ntragste lle rs: 

 

Heidelberg, 23.11.2022 

Tagesordnungspunkt Gemeinderat – Erstellung einer Verordnung für gebündelten Bedarfsverkehr 
und Gelegenheitsverkehr mit Mietwagen 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

für die nächste Sitzung des Gemeinderates stellen die Unterzeichner gemäß § 18 Absatz 3 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates der Stadt Heidelberg den Antrag, folgenden 
Tagesordnungspunkt aufzunehmen: 

Wir bitten die Verwaltung, eine Verordnung aufzustellen, die auch Mindestgebühren "im 
gebündelten Bedarfsverkehr und im Gelegenheitsverkehr mit Mietwagen“ regelt (wie 
beispielsweise in Leipzig oder Lörrach). 

Besonderes Augenmerk soll auf die Einhaltung von marktgerechten Preisen und die Einhaltung der 
Sozialstandards (Mindestlöhne, Scheinselbständigkeit et cetera) gerichtet werden. 

B egründung 
Uber hat angekündigt, dass sie in der Region Rhein-Neckar aktiv sein wollen. Generell begrüßen 
wir die Aktivitäten von Bedarfsverkehren, wie Uber. Da es allerdings für Taxen und ÖPNV genaue 
Vorgaben und viele gesetzliche Vorschriften und Regelungen gibt, müssen auch für Uber unter 
anderen zukunftsorientierte Rahmenbedingungen eingerichtet werden, um eine 
Wettbewerbsverzerrung zu verhindern. Auch die Verkehrsbetriebe sollen eingebunden werden, da 
sie von den Auswirkungen der Aktivitäten von Uber ebenfalls betroffen sein werden. 

g e z e i c h n e t  F r a k t i o n  B ü n d n i s  9 0 / D i e  G r ü n e n  
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